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V
erstärkte Anstrengungen in der Bildungspolitik 
sind zu einer Standardempfehlung sowohl der 
Wirtschafts- als auch der Sozialpolitik avanciert. Die 
Hoffnung, mit dem Ausbau und der Reform des Bil-
dungssystems den Königsweg der Gesellschaftspolitik 
in Zeiten wirtschaftlichen Strukturwandels und gesell-
schaftlicher Modernisierung gefunden zu haben, prägt 
heute die politische Programmatik der Volksparteien 
in Europa, aber auch in anderen OECD-Staaten. Da-
bei beruht die herausragende Stellung dieser Strategie 
im politischen Raum auf der Erwartung, durch einen 
Ausbau der Bildungsinfrastruktur gleichzeitig mehr Ef-
ﬁ  zienz (im Sinne von Wirtschaftswachstum) und mehr 
Gerechtigkeit (im Sinne von Chancengleichheit) reali-
sieren zu können1.
Soviel Euphorie steht der Verdacht gegenüber, dass 
in der Schnittmenge dieser strategisch wichtigen Poli-
tikbereiche Zielkonﬂ  ikte beachtet werden müssen, die 
in der öffentlichen Diskussion durch Unkenntnis der 
auftretenden Wirkungsmechanismen verkannt werden. 
Der folgende Beitrag untersucht die Grenzen einer In-
strumentalisierung der Bildungspolitik als Verteilungs-
politik vor dem Hintergrund des Lebenszyklusmodells.
Randgebiet sozialökonomischer Forschung
Die Schnittmenge von Bildungs- und Verteilungspo-
litik hat nach wie vor den Status eines Randgebiets 
der sozialökonomischen Forschung. Folgt man den 
im deutschen Sprachraum verbreiteten verteilungsö-
konomischen Lehrbuchdarstellungen, so lassen sich 
folgende Kernaussagen identiﬁ  zieren: Die Begabteren 
werden – als Folge ihrer höheren Lernefﬁ  zienz (deﬁ  -
niert als Faktor der Humankapitalproduktionsfunktion) 
– von einer gleichmäßigen Streuung von Bildungsin-
vestitionen besonders proﬁ   tieren. Werden hingegen 
die Bildungsanstrengungen auf die weniger Begabten 
konzentriert und bei ihnen besonders subventioniert, 
so ergibt sich c.p. eine nivellierte Einkommensvertei-
lung.
Das bildungspolitische Instrumentarium der Vertei-
lungspolitik zielt darauf ab, dass jedem Bürger ein de 
jure und de facto gleicher Zugang zu Bildungseinrich-
tungen gewährleistet wird. Zum Zwecke eines Abbaus 
des Bildungsmonopols eines Teils der Bevölkerung 
können grundsätzlich a) institutionelle Zugangsbe-
schränkungen abgebaut und individuelle Auslesekri-
terien eingeführt, b) das Angebot an Bildungsgütern 
vergrößert und c) ein Teil der direkten oder indirekten 
Ausbildungskosten übernommen werden2. Der Groß-
teil der praktischen Bildungspolitik kann als Kombina-
tion dieser Instrumentenbündel rekonstruiert werden.
Der verteilungspolitische Erfolg der bundesdeut-
schen Bildungspolitik gibt hierbei keinen Anlass zur 
Euphorie. Neuere empirische Hinweise zum Stand 
der Bildungspolitik als Verteilungspolitik in Deutsch-
land ﬁ   nden sich im „Armuts- und Reichtumsbericht 
der Bundesregierung“, der auch für die neunziger Jah-
re in Deutschland für den Bildungsbereich das Bild ei-
ner „eindeutig schichtspeziﬁ  schen Chancenverteilung“ 
zeigt3. Dies gilt sowohl hinsichtlich des Besuchs wei-
terführender Schulen als auch des Hochschulstudi-
ums. Der Zugang zu höherwertigen Schul-, Berufs- 
und Hochschulabschlüssen ist dem Bericht zufolge 
nach wie vor stark von den Merkmalen ethnische Her-
kunft, Bildungsstand und beruﬂ  iche Stellung der Eltern 
bestimmt. Jene Bildungsselbstrekrutierungseffekte – 
sichtbar an der schichtspeziﬁ  schen Konstanz der Bil-
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dungsanteile – bestehen parallel zur Anhebung des Bil-
dungsniveaus aller Bevölkerungsschichten.
Die Abbildung illustriert den Übergang der Schüler in 
die verschiedenen Schularten des Sekundarbereichs. 
Im Alter von 14 Jahren ist offenbar eine erste Stufe der 
Bildungsselektion erfolgt, deren Ergebnis primär auf 
die Entscheidung der Eltern zurückzuführen ist. Diese 
Entscheidung steckt den zukünftigen Handlungsspiel-
raum der Kinder beim Übergang in die beruﬂ  iche oder 
Hochschulausbildung ab. Bei dieser zweiten Stufe der 
Bildungsselektion wirkt erneut die schichtspeziﬁ  sche 
Selektion, was im Ergebnis zu einer weiteren Erhöhung 
der Disparität der Bildungsabschlüsse führt.
Verteilungspolitische Fortschritte, die sich vor allem 
an einer Durchbrechung der Bildungsselbstrekru-
tierungseffekte festmachen ließen, sind kaum zu 
erkennen. Im allgemeinen „Bildungsreichtum“ der bun-
desdeutschen Gesellschaft ist – insbesondere bei den 
politisch maßgebenden Bevölkerungsgruppen – die 
anhaltende „Bildungsarmut“ weitgehend aus dem Blick 
geraten4.
Diese Feststellungen spiegeln den seit Jahren be-
stätigten Erkenntnisstand der bundesdeutschen Bil-
dungsforschung wider. Sie erhalten durch die jüngste 
Veröffentlichung des PISA-Berichtes für die OECD ei-
ne besondere politische Brisanz5. Dem Bericht zufol-
ge weisen - im Vergleich mit dem Durchschnitt der 
OECD-Staaten - bundesdeutsche Schüler im Alter 
von 15 Jahren erstens unterdurchschnittliche Ausprä-
gungen der Basiskompetenzen auf, wobei zweitens 
der individuelle Erwerb der Kompetenzen besonders 
stark von der sozialen Stellung der Eltern abhängt. 
Gemäß dieser Ergebnisse wird der bundesdeutschen 
Bildungspolitik auch unter verteilungspolitischen As-
pekten ein denkbar schlechtes Zeugnis ausgestellt.
Effekte von Bildungsinvestitionen im 
Lebenszyklusmodell
Die neuere verteilungstheoretische Forschung kon-
zentriert sich vornehmlich auf die Betrachtung der 
Lebensarbeitseinkommen. Einkommen eines kürzeren 
Zeitraums können ein falsches Bild der Verteilung sozi-
aler Lagen ergeben, während umgekehrt aus den Pro-
ﬁ  len jederzeit die Verteilung für eine kürzere Periode 
bestimmt werden kann6.
Ein einfaches Modell zur endogenen mikroökono-
mischen Modellierung von individuellen Humanka-
pitalinvestitionen im Lebenszyklus und der daraus 
resultierenden Einkommensverteilung hat v. Weizsä-
cker vorgelegt. Auf dieser Grundlage kann „ein struktu-
reller Verteilungsansatz entwickelt werden [...], der eine 
explizite Behandlung wesentlicher Aspekte des Zu-
sammenspiels zwischen Bildung und Lebenseinkom-
men erlaubt“7 und auf dessen Grundlage elementare 
Zielkonﬂ  ikte von Bildungspolitik und Verteilungspolitik 
identiﬁ  ziert werden können.
Bei perfekten Kapitalmärkten, reiner Einkommenso-
rientierung der Investitionsentscheidung, homogenem 
Humankapitalstock, unterschiedlicher Lernefﬁ  zienz und 
konstanten, exogenen Faktorpreisen vergleicht das 
Individuum die Grenzkosten einer Humankapitalin-
vestition mit den Grenzerträgen der zukünftigen ab-
diskontierten Arbeitseinkommen. Dieses individuelle 
Gewinnmaximierungsprinzip gilt sowohl für die Ent-
scheidung über den Zeitpunkt des Übergangs von der 
Grundausbildungsphase (keine Einkommenserzielung, 
es fallen nur Opportunitätskosten an) in die Erwerbstä-
tigkeit, als auch für die Entscheidung der Tätigung einer 
Humankapitalinvestition im Erwerbsleben. Es ergeben 
sich aus diesem zweistuﬁ  gen rekursiven Optimierungs-
modell die folgenden theoretischen Schlussfolgerun-
gen:
• Eine höhere Lernefﬁ  zienz führt zu einer Verkürzung 
der Grundausbildungsphase. Bei Individuen mit ho-
her Lernefﬁ  zienz sind die Opportunitätskosten eines 
c.p. verzögerten Eintritts in das Erwerbsleben durch 
eine längere Phase der Grundausbildung  im Ver-
gleich zu den dadurch realisierbaren höheren Ar-
beitseinkommen im Anschluss an die verlängerte 
Grundausbildung relativ hoch. Es kann gezeigt wer-
4 Von den Schulabgängern des Jahres 1997 waren in den alten Bun-
desländern 7,8 % ohne Hauptschulabschluss und 27,3 mit Haupt-
schulabschluss. Für die neuen Bundesländern weisen die Daten des 
Statistischen Bundesamtes 9,5 bzw. 16,1% aus (vgl. Bundesministe-
rium für Arbeit und Sozialordnung, a.a.O., S. 122). Über ein Drittel bzw. 
ein Viertel der Schulabgänger wird somit erhebliche Wettbewerbs-
nachteile bei der Lehrstellensuche haben und nur in geringem Ausmaß 
von beruﬂ  ichen Weiterbildungsangeboten proﬁ  tieren können.
5  Vgl. J. Baumert u.a.: PISA 2000. Schülerleistungen im interna-
tionalen Vergleich. Herausgegeben im Auftrag der OECD, der Kul-
tusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland und in 
Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium für Bildung und For-
schung, Berlin 2001.
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den, dass ein Individuum mit höherer Lernefﬁ  zienz 
höhere Humankapitalinvestitionen während der Pha-
se des Erwerbslebens durchführt, was c.p. relativ 
höhere Einkommen in jeder folgenden Periode des Er-
werbslebens bedeutet. Trotz einer verkürzten Grund-
ausbildungsphase und in den ersten Jahren des 
Erwerbslebens geringeren Erwerbseinkommen als 
das Individuum mit geringerer Lernefﬁ  zienz  erhält 
das Individuum mit der höheren Lernefﬁ  zienz insge-
samt ein höheres Lebenseinkommen.
• Die Investitionen in Humankapital nehmen mit zuneh-
mendem Alter ab und damit auch die Zuwachsraten 
des Einkommens im Lebenszyklus. Mit zunehmen-
dem Alter des Individuums nehmen die Grenzerträ-
ge einer Humankapitalinvestition während der Phase 
des Erwerbslebens ab. Die abnehmenden Grenzer-
träge von Humankapitalinvestitionen gehen dabei auf 
den „end-of-horizon“-Effekt zurück. Je länger das 
Individuum schon im Erwerbsleben steht, desto ge-
ringer sind die auf die restliche Erwerbsarbeitszeit 
abdiskontierten zusätzlichen Erträge einer Humanka-
pitalinvestition. Die Kosten der Investition in Hu-
mankapital bleiben annahmegemäß exogen und 
konstant. 
• Eine Änderung der exogenen Politikparameter (dazu 
zählen der Preis von Bildungsgütern, der Zinssatz, 
mit dem das Arbeitseinkommen abdiskontiert wird, 
und der Humankapitalpreis) führt c.p. zu einer Ände-
rung der Lebenseinkommensproﬁ  le. Wird etwa der 
Preis für Bildungsgüter und -dienstleistungen im Be-
reich der weiterführenden Bildung erhöht, so ver-
teuern sich die Weiterbildungsinvestitionen in der 
Erwerbsphase. Ein Individuum wird mehr Investitio-
nen in Humankapital in der Grundausbildungsphase 
vornehmen und somit den Eintritt in das Erwerbs-
leben hinauszögern. Mit dieser individuellen Opti-
mierungsentscheidung geht ein höheres Einkommen 
in der Anfangsphase des Erwerbslebens einher und 
gleichzeitig - aufgrund der geringeren Humankapital-
investitionen in der Erwerbsphase - eine Verringerung 
der Steigerung der Arbeitseinkommen aller folgenden 
Perioden. Das Alters-Einkommensproﬁ  l weist einen 
ﬂ  acheren Verlauf auf. Wird umgekehrt der Preis für 
weiterführende Bildung durch Bildungssubventionen 
herabgesetzt,  so werden die Dauer der Grundausbil-
dungsphase herabgesetzt, die Erwerbseinkommen 
in den ersten aktiven Erwerbsjahren gemindert und 
gleichzeitig durch eine vermehrte Humankapitalin-
vestition in der Erwerbsphase ein steilerer Anstieg 
der Erwerbseinkommen während der Erwerbsphase 
erreicht.
Diese wenigen Anmerkungen umgreifen die Methode 
und Kernaussagen der Lebenseinkommensperspekti-
ve, die sich in ähnlicher Form auch in vergleichbaren 
Modellen ﬁ  nden und die zudem empirisch auch für die 
Bundesrepublik recht gut abgesichert sind8.
Theoretische Politikkonﬂ  ikte 
Für den vorliegenden Beitrag ist von besonderem 
Interesse, aus diesen Ergebnissen der Modellanalyse 
theoretische Zielkonﬂ  ikte abzuleiten, denen sich Po-
litiker gegenübersehen, wenn sie Bildungspolitik als 
Verteilungspolitik betreiben wollen. Diese Wirkungen 
ergeben sich – dies sei hier nochmals betont – modell  
endogen bei Variation der Politikparameter.
Der erste potentielle Politikkonﬂ   ikt besteht darin, 
dass ein höherer allgemeiner Lebensstandard mit ei-
ner Nivellierung der Einkommensdisparitäten unverein-
bar ist. Zwar kann der Staat durch Variation der drei 
Politikparameter des Modells Anreize zur individuellen 
Investition in Humankapital geben. Die Humankapital-
bildung bei den Individuen ist jedoch von der individu-
ellen Lernefﬁ  zienz abhängig. Eine staatliche Förderung 
der Humankapitalbildung und individuell unterschied-
liche Lernefﬁ  zienzen führen zusammengenommen zu 
einem allgemein höheren Niveau bei gleichzeitig ver-
größerter Disparität sowohl des Humankapitals als 
auch des daraus resultierenden Einkommens.
Der zweite potentielle Politikkonﬂ  ikt beschreibt, dass 
kurz- und langfristige Verteilungswirkungen entgegen-
gesetzt verlaufen. Aufgrund der modellendogen er-
klärten konkaven Lebenseinkommensverläufe wird das 
Einkommen in jedem Zeitpunkt maßgeblich vom Alter 
des Individuums bestimmt. Eine Querschnittsanalyse 
aller Kohorten zeigt daher eine Einkommensdisparität, 
die primär auf unterschiedlichen Lebensphasen (und 
damit Verdienstmöglichkeiten) der Individuen beruht. 
Würden im Querschnitt die Einkommen nivelliert, so 
wäre eine höhere Disparität der Lebenseinkommens-
verläufe die Folge.
6  G. Weißhuhn, F . Büchel: Bildungsexpansion der Arbeitseinkom-
men: Eine theoretisch-empirische Analyse mit Längsschnittdaten aus 
der Beschäftigtenstatistik, in: R. Lüdeke: Bildung, Bildungsﬁ  nanzie-
rung und Einkommensverteilung I, Berlin 1993, S. 107 – 125; A.B. 
Atkinson: The Changing Distribution of Income : Evidence and Per-
spectives, in: German Economic Review 1(2000), S. 3 – 38.
7  R. K. v . Weizsäcker: Bildung und Theorie der Lebenseinkom-
mensverteilung, in: R. Lüdeke, a.a.O., S. 57 – 80, hier S. 58.
8  Vgl. H.-P . Blossfeld, M.T . Hannan, K. Schömann: Die Be-
deutung der Bildung im Arbeitseinkommensverlauf. Theoretische An-
sätze im Lichte der Ergebnisse einer Längsschnittuntersuchung, in: 
R. Lüdeke, a.a.O., S. 81 – 106; L. Bellmann, A. Reinberg, M. 
Tessaring: Bildungsexpansion, Qualiﬁ  kationsstruktur und Einkom-
mensverteilung. Eine Analyse mit Daten des Mikrozensus und der 
Beschäftigtenstatistik, in: R. Lüdeke (Hrsg.): Bildung, Bildungsﬁ  nan-
zierung und Einkommensverteilung II, Berlin 1994, S. 9 – 37. Wirtschaftsdienst 2002 • 5
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Wie von Weizsäcker selbst betont, ist die Hervorhe-
bung obiger Politikkonﬂ  ikte als Warnung an praktisch 
tätige Politiker zu verstehen, diese Konﬂ  iktfelder bei 
der Formulierung politischer Programme zu beachten. 
Das Vorliegen grundlegender und nicht ausgetragener 
Zielkonﬂ  ikte kann im Bereich der praktischen Politik zu 
Handlungsblockaden führen. 
Politische Konﬂ  iktbeherrschung
Es fragt sich daher zunächst – wenn schon Warn-
lampen aufgestellt werden – ob diese richtig postiert 
sind. Unsere These besagt, dass die oben skizzierten, 
aus dem theoretischen Modell abgeleiteten Konﬂ  iktfel-
der praktisch irrelevant sind. Sie können von der prak-
tischen Politik durch Kommunikation politischer Inhalte 
überwunden werden, was in den letzten Jahren bereits 
weitgehend geschehen ist. Unbeachtet bleiben hinge-
gen andere Konﬂ  iktfelder und Problembereiche einer 
Bildungspolitik als Verteilungspolitik, denen die prakti-
sche Politik weitgehend ausweicht.
Der erste Politikkonﬂ  ikt ist eng mit den Begriffen der 
Gerechtigkeit und Gleichheit verknüpft. Wird Gerech-
tigkeit als Fairness und Gleichheit als Chancengleich-
heit interpretiert, dann wird eine durch Unterschiede in 
der individuellen Lernefﬁ  zienz determinierte Spreizung 
der Lebenseinkommenspfade akzeptiert. Ungleichheit 
der Einkommensverteilung (sieht man von Armutslagen 
ab) ist damit bei restriktiver Verwendung des Begriffs-
paares Gerechtigkeit und Einkommen nur dann ein 
politisches Problem, wenn sie aufgrund unfairer Wett-
bewerbsbedingungen zustande gekommen ist. Durch 
diese Neuinterpretation des Gerechtigkeitsbegriffs so-
wohl in der bürgerlich-konservativen als auch der 
sozialdemokratischen Programmatik besteht der erst-
genannte Politikkonﬂ  ikt nicht mehr.
Der zweite Politikkonﬂ  ikt verliert an politischer Bri-
sanz, wenn sich der Akzent der politischen Diskussion 
in Richtung Lebenszyklusperspektive verschiebt. Indiz 
einer Akzentverschiebung in Richtung eines längerfristi-
gen Zeithorizonts ist die Diskussion um die wirtschafts- 
und sozialpolitischen Folgen des demographischen 
Wandels. Zudem hat im Zuge der gesellschaftlichen 
Modernisierung der traditionelle Schichtenbegriff an 
politischer Integrationskraft verloren, so dass einfache 
Querschnittsanalysen in der öffentlichen Diskussion 
methodisch in Frage gestellt werden. Die Inkompatibi-
lität von Quer- und Längsschnittperspektiven scheint 
durch eine Akzentuierung der Längsschnittbetrachtung 
entschieden.
Existenz von Mismatch-Arbeitslosigkeit
In Zeiten eines fortschreitenden wirtschaftlichen 
Strukturwandels und hoher qualiﬁ  kationsbedingter 
Mismatch-Arbeitslosigkeit verbessert eine c.p. höhere 
Ausstattung mit Humankapital die individuellen Ar-
beitsmarktchancen, d.h. sowohl den Zugang zur als 
auch die Einkommenshöhe aus der Erwerbstätigkeit9. 
Indem die Humankapitalausstattung schon den ersten 
Zugang zum Arbeitsmarkt determiniert, steht bei ho-
her Arbeitslosigkeit das Konzept der Chancengerech-
tigkeit in Frage. Wenn Erwerbspersonen mit geringer 
Qualiﬁ  kation systematisch geringere Chancen haben, 
am Arbeitsmarkt zu partizipieren, so werden sie die er-
hofften Einkommenssteigerungen im Verlaufe des Er-
werbslebens nicht realisieren können und letztlich eine 
untere Position in der Einkommenshierarchie einneh-
men. Selbst wenn für diese Personen von einer ratio-
nalen Bildungsabstinenz ausgegangen wird, so sehen 
sie sich bei strukturell ungleich verteilter Arbeitslosig-
keit einer Chancenungerechtigkeit ausgesetzt.
Mit anderen Worten: Die über alle gesellschaftliche 
Schichten geförderte Humankapitalbildung steht bei 
differierender individueller Lernefﬁ  zienz  einer  Anglei-
chung der Chancen auf dem Arbeitsmarkt entgegen. 
Nur bei einem Abbau von Mismatch-Arbeitslosigkeit 
kann legitim Gerechtigkeit als Verfahrensgerechtigkeit 
interpretiert werden. Angenommen werden muss in 
diesem Zusammenhang ein Verdrängungswettbewerb 
von weniger qualiﬁ  zierten durch qualiﬁ  ziertere Arbeit-
nehmer auf einem mittelfristig relativ unﬂ  exiblem Ar-
beitsmarkt. Diese Annahme scheint bei Betrachtung 
der bundesdeutschen Realität realistisch.
Fortbestand und Überwindung faktischer 
Zugangsbarrieren
Wie oben dargestellt, ist verteilungspolitisch nicht 
mehr die Spreizung der Lebenseinkommenspfade von 
Relevanz, sondern was die Ursachen dieser Spreizung 
sind. Hier drängen die faktischen Zugangsbarrieren 
des Bildungssystems in den Mittelpunkt des Interes-
ses. Der Zugang zu höherwertigen Schul-, Berufs- 
und Hochschulabschlüssen ist nach wie vor stark 
von den Merkmalen ethnische Herkunft, Bildungsstand 
und beruﬂ   iche Stellung der Eltern bestimmt. Diese 
Bildungsselbstrekrutierungseffekte könnten nur durch 
weitreichende Reformen des Bildungssystems gemil-
dert werden.
Mikroökonomisch betrachtet verweisen fortbe-
stehende Zugangsbarrieren auf schichtspeziﬁ  sche 
Erwartungshaltungen, die an die Bildungskarriere her-
angetragen werden. Die schichtspeziﬁ  sche  Skepsis 
oder aber die selbstverständliche Überzeugung über 
9 Vgl. etwa die empirische Untersuchung des Zusammenhangs von 
Qualiﬁ  kation und Arbeitslosigkeit von F. Pfeiffer, M. Falk: Der Fak-
tor Humankapital in der Volkswirtschaft, Baden-Baden 1999, S. 40 ff.BILDUNGSPOLITIK
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den Nutzen individueller Bildungsinvestitionen ist eine 
höchst wirksame Nebenbedingung der Bildungspoli-
tik. Bildungspolitik als Verteilungspolitik ist daher auch 
als eine Politik der Informationsverbreitung und der 
Schaffung niedrigschwelliger Bildungszugänge zu kon-
zipieren. Schon durch hochwertige primäre Bildungs-
einrichtungen können Grundlagen geschaffen werden, 
Begabungen oder systematische Schwächen zu iden-
tiﬁ  zieren und den Eltern eine gezielte Förderung nahe 
zu legen. 
Nur wenn hier Erfolgserlebnisse vermittelt werden 
und sich eine positive Grundeinstellung verfestigt, kann 
verhindert werden, dass später Bildungskredite und 
Studiengebühren schichtspeziﬁ  sch als Hürde für die In-
anspruchnahme höherer Bildungszugänge wirken. Ei-
ne alleinige Beschränkung auf die bildungspolitischen 
Empfehlungen der Ökonomie – Studiengebühren plus 
differenzierte Bildungskredite – birgt die Gefahr, dass 
verteilungspolitische Aspekte im Sinne der Existenz 
psychologischer Zugangsschwellen zu wenig beach-
tet werden. Jene Schwellen werden vom Individuum 
(respektive der Eltern) schichtspeziﬁ  sch  sehr  unter-
schiedlich wahrgenommen. Realtransfers und unbüro-
kratische Zugangsmöglichkeiten10 erweisen sich daher 
als effektivste und möglicherweise einzige Möglichkeit 
des Abbaus dieser Zugangsbarrieren.
Politische Reformhürden
Schließlich ist die Frage zu stellen, ob sich über-
haupt politische Mehrheiten ﬁ   nden werden, die den 
Bildungsvorsprung der gehobenen Mittelschichten in 
Frage stellen wollen. Widerstand gegen eine Politik 
der konsequenten Verminderung von Selbstrekrutie-
rungseffekten ist von jenen Bevölkerungsgruppen zu 
erwarten, die heute Hauptnutznießer des öffentlichen 
Bildungswesens sind. Jene Schichten weisen eine we-
sentlich höhere Wahlbeteiligung auf und sind zudem 
die Hauptﬁ  nanziers des Staates insgesamt11. Konse-
quenterweise wird sich ein politischer Unternehmer 
primär am bildungspolitischen Bedarf jener Bevölke-
rungsgruppen orientieren, die bereits heute eine über-
durchschnittliche Inanspruchnahme aufweisen und die 
ihren relativen Bildungsstatus zukünftig auf ihre eige-
nen Kinder übertragen wollen. 
Umgekehrt weisen Personen mit einem unterdurch-
schnittlichen Einkommens- und Bildungsstatus auch 
eine unterdurchschnittliche Artikulationsfähigkeit auf. 
All dies sind denkbar schlechte Voraussetzung für die 
politische Durchsetzung einer Bildungspolitik, die sys-
tematisch auf eine Verminderung der Zugangsbarrie-
ren zum Bildungssystem abstellt.
Hinzu kommt, dass laut Grundgesetz der Bun-
desrepublik Deutschland Bildungspolitik grundsätz-
lich Ländersache ist (Art. 70 Abs. 1 GG), wenngleich 
der Bund durch die Rahmengesetzgebung im Hoch-
schulwesen, das Ausbildungsförderungsgesetz und die 
Forschungsförderung eine Erweiterung seiner Kompe-
tenzen erfahren hat. Es bleibt jedoch die Dezentrali-
sierung des Bildungswesens wesentliches Merkmal im 
bundesdeutschen Föderalismus. Jene faktische De-
zentralisierung steht einer verteilungspolitisch wün-
schenswerten Zentralisierung in der Bildungspolitik 
nachhaltig entgegen12.
Fazit
Die Analyse der Grenzen einer Bildungspolitik als 
Verteilungspolitik hat gezeigt, dass die Hoffnung sei-
tens der praktischen Politik und Politikberatung in 
Deutschland, durch einen Ausbau der Bildungsinfra-
struktur gleichzeitig mehr Efﬁ  zienz (im Sinne von Wirt-
schaftswachstum) und mehr Gerechtigkeit (im Sinne 
von Chancengleichheit) realisieren zu können, trüge-
risch ist.
In empirischer Hinsicht ist gesichertes Ergebnis 
vorliegender Studien, dass das bundesdeutsche Bil-
dungssystem kaum schichtspeziﬁ  sch  unterschiedli-
che Bildungskarrieren zu überwinden in der Lage ist. 
Es produziert Bildungsbarrieren, die wesentlich vom 
Bildungsniveau und der sozialen Stellung der Eltern 
bestimmt werden. Hinzu kommt, dass die modell-
theoretische Lebenszyklusanalyse unlösbare Politik-
konﬂ  ikte konstatiert. Die realpolitische Analyse zeigte 
tatsächliche Politikkonﬂ  ikte, die indes anders gelagert 
sind. Diese sind auf die Existenz struktureller Mis-
match-Arbeitslosigkeit, den Fortbestand faktischer Zu-
gangsbarrieren sowie auf politische Reformhürden 
zurückzuführen. 
Zusammengenommen sind diese Rahmenbedin-
gungen schlechte Voraussetzungen, Bildungspolitik 
unter verteilungspolitischen Zielen zu instrumentalisie-
ren. Es bleibt zu hoffen, dass der Schock der heutigen 
Bildungsdiskussion tief genug sitzt, um die Politik zu 
einem Nachdenken über grundsätzliche Probleme und 
Handlungsoptionen in diesem zukunftsweisenden Po-
litikfeld zu bewegen. 
10  Vgl. I. Gottschalk: Meritorische Güter und Konsumentensouverä-
nität – Aktualität einer konﬂ  iktreichen Beziehung, in: Jahrbuch für Wirt-
schaftswissenschaften, Bd. 52, 2/2001, S. 152 – 170, hier S. 164 f.
11  W. Schönig: Rationale Sozialpolitik - Die Produktion von Sicher-
heit und Gerechtigkeit in modernen Gesellschaften und ihre Impli-
kationen für die ökonomische Theorie der Sozialpolitik. Berlin 2001, 
S. 119 f.; M. Grömling: Ein humankapitaltheoretischer Ansatz zur 
Vermeidung von Einkommensarmut in entwickelten Volkswirtschaften, 
Frankfurt/M. 1996.
12  W.E. Oates: Fiscal federalism, New York 1972, S. 35.